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  Weitere Beschwerde gegen die Beschwerdeentscheidung der Kam-
mer für Bußgeldsachen über die Verhängung von Erzwingungshaft

Orientierungssatz

  1. Hat die mit drei Berufsrichtern besetzte Kammer für Bußgeldsachen (§ 46 Abs. 7 OWiG) die
sofortige Beschwerde gegen eine im Bußgeldverfahren angeordnete Erzwingungshaft ver-
worfen, so entscheidet der Bußgeldsenat des Oberlandesgerichts in der Besetzung mit einem
Richter (§ 80a Abs. 1 OWiG) über die hiergegen gerichtete weitere Beschwerde des Betroffe-
nen.(Rn.4)

  2. Die weitere Beschwerde ist im Falle der Erzwingungshaft unzulässig, weil es sich hierbei
nicht um eine Verhaftung im Sinne von § 310 Abs. 1 Nr. 1 StPO handelt.(Rn.5)

Verfahrensgang

vorgehend LG Berlin I, 12. November 2025, 510 Qs 62/25

Tenor

  Die weitere Beschwerde des Betroffenen gegen den Beschluss des Landgerichts Berlin I
vom 12. November 2025 wird als unzulässig verworfen.

  Der Betroffene hat die Kosten seines Rechtsmittels zu tragen.

Gründe

1 Das Amtsgericht Tiergarten hat gegen den Betroffenen aufgrund eines rechtskräftigen
Bußgeldbescheids, der wegen einer geringfügigen Verkehrsordnungswidrigkeit erlas-
sen worden war, Erzwingungshaft verhängt. Die vom Betroffenen hiergegen eingeleg-
te sofortige Beschwerde ist durch die Beschwerdekammer des Landgerichts als unzuläs-
sig verworfen worden; sie war verfristet. Hiergegen wendet sich der Betroffene erneut
mit einem „Widerspruch“. Diese Eingabe ist als weitere Beschwerde zu bewerten. Das
Rechtsmittel ist unzulässig.

2 1. Über den Antrag entscheidet der Bußgeldsenat in der Besetzung mit einem Richter.

3 Die Frage, wie der über eine (unzulässige) weitere Beschwerde in Bußgeldsachen ent-
scheidende Senat besetzt ist, herrscht in der Praxis Unklarheit. Obergerichtliche Recht-
sprechung ist hierzu, soweit ersichtlich, nicht ergangen. Zu der uneinheitlichen Praxis
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mag beitragen, dass es nicht intuitiv erscheint, dass der regelhaft mit (nur) einem Rich-
ter besetzte Bußgeldsenat des Oberlandesgerichts über ein Rechtsmittel entscheidet,
das sich gegen die Entscheidung eines Kollegialgerichts, nämlich der mit drei Berufsrich-
tern besetzten Kammer für Bußgeldsachen, richtet.

4 Eine ausdrückliche Regelung findet sich nicht im Gerichtsverfassungsgesetz, dem be-
reits die Termini 'Kammer für Bußgeldsachen' und 'Senat für Bußgeldsachen' fremd sind.
Gälten seine Grundsätze, hätte der Senat mit der für Strafsachen vorgesehenen Beset-
zung „von drei Mitgliedern mit Einschluss des Vorsitzenden“ (§ 122 Abs. 1 GVG) zu ent-
scheiden. Allerdings bestimmt § 46 Abs. 7 OWiG - ausschließlich im Sinne einer funktio-
nalen Zuweisung und nicht zur Vermehrung von Spruchkörpern -, dass in Bußgeldver-
fahren neben Abteilungen für Bußgeldsachen beim Amtsgericht und Kammern für Buß-
geldsachen beim Landgericht auch Senate für Bußgeldsachen beim Oberlandesgericht
sowie beim Bundesgerichtshof entscheiden. Die Besetzung der Bußgeldsenate der Ober-
landesgerichte bestimmt sich damit ausschließlich nach dem gegenüber den Vorschrif-
ten des GVG spezielleren § 80a OWiG. Nach dessen Abs. 1 sind die Bußgeldsenate mit ei-
nem Richter besetzt, soweit nichts anderes bestimmt ist. Da in § 80a OWiG für die hier
gegebene Konstellation - Anfechtung einer Entscheidung der Kammer für Bußgeldsachen
- nichts anderes bestimmt ist, verbleibt es auch insoweit bei der Regelbesetzung nach
Abs. 1 und der Zuständigkeit des Einzelrichters.

5 2. Das Rechtsmittel ist unzulässig. Eine weitere Anfechtung der auf eine Beschwerde
hin ergangenen Entscheidung des Landgerichts ist nämlich nach § 310 Abs. 2 StPO nicht
statthaft. Eine der in § 310 Abs. 1 StPO genannten Ausnahmen liegt nicht vor. Nament-
lich fällt die Anordnung der Erzwingungshaft nach § 96 OWiG nicht unter den Begriff der
Verhaftung (ständige Rspr. des Senats, vgl. Beschluss vom 24. Juli 1999 - 3 Ws 327/99 -
[juris]; OLG Hamm NStZ 1992, 443; VRS 111, 59 und zuletzt mit ausführlicher und über-
zeugender Begründung NJW-Spezial 2021, 345; OLG Schleswig SchlHA 2005, 262; KK-St-
PO/Zabeck, 9. Aufl., § 310 Rn. 10, Schmitt/Köhler, StPO 68. Aufl., § 310 Rn. 5).

6 3. Die Kostenentscheidung ergibt sich aus §§ 46 Abs. 1 OWiG, 473 Abs. 1 Satz 1 StPO.
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